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Die Bundesregierung hat diese Woche beschlossen: Es soll jede_r Jugendliche
das Recht auf eine Ausbildung bekommen. Sollte man keinen betrieblichen
Ausbildungsplatz  bekommen  und  nachweisen  können,  dass  man  sich
erfolglos beworben hat, soll es die Möglichkeit auf eine außerbetriebliche
Ausbildung geben.

Was wurde beschlossen?
Es wurde ein neues Gesetz  beschlossen,  laut  dem alle  Jugendlichen,  die
keinen  Ausbildungsplatz  bekommen  haben,  das  Recht  auf  eine
außerbetriebliche  Ausbildung  bekommen  sollen.  Dabei  ist  die  Dauer
zwischen  24  und  42  Monaten.  Die  Ausbildung  sol l  mit  einem
vollqualifizierenden und formell gleichwertigen Berufsabschluss enden. Das
Gesetz  soll  am 01.  August  2024 in  Kraft  treten.  Es  soll  für  alle  jungen
Menschen gelten, die nachweisen, dass sie sich erfolglos beworben haben, in
der  Berufsberatung  waren,  vom  Jobcenter  nicht  in  eine  betriebliche
Ausbildung vermittelt werden konnten und in Regionen leben, in denen es zu
wenig Ausbildungsplätze gibt. Die DGB-Jugend wertet das Gesetz als Erfolg
der Gewerkschaft,  kritisiert aber auch, dass es nicht ausreichend ist und
fordert den Ausbau von Ausbildungsstätten.

Wie stehen Marxist_Innen dazu?
Erst einmal muss gesagt werden, dass wir es natürlich unterstützen, wenn
Jugendliche  das  Recht  auf  eine  Ausbildung  haben.  Dieses  Recht  muss
verteidigt und ausgebaut werden. Doch was kann aus diesem Gesetz folgen?
Das ist schwierig abzuschätzen. Denkbar ist aber, dass es zu einem Abbau an
betrieblichen Ausbildungsmöglichkeiten kommt, da diese teuer für Betriebe
sind  und  wenn  der  Staat  sie  eh  bezahlt,  wieso  sollte  man  dann  selber
ausbilden? Eine Frage, die nicht geklärt ist, ist die Frage nach dem Gehalt.
Ausbildungsgehälter sind viel zu niedrig und haben einen Mindestlohn von 6€

https://onesolutionrevolution.de/ausbildung-fuer-alle/


statt  den  regulären  12.   Aber  viele,  besonders  schulische  Ausbildungen,
bezahlen  ihre  Azubis  gar  nicht  erst.  Wie  es  bei  der  außerbetrieblichen
Ausbildung hier aussieht, steht nicht fest. Wir müssen aber dafür einstehen,
dass die Ausbildung bezahlt wird und die Löhne weiter angehoben werden!

Ansonsten schließen wir uns dem DGB an, mit der Forderung nach mehr
betrieblichen Ausbildungen. Zwar sagt der Bundesarbeitsminister, dass die
betriebliche  Ausbildung  weiterhin  die  Regel  sein  soll,  ob  das  sich  so
bewahrheitet steht zur Debatte. Anstatt außerbetriebliche Ausbildungen zu
fördern, müssen betriebliche Ausbildungen ausgebaut werden und die Löhne
angehoben werden!

Wir fordern also:

Nein zum Abbau von Lehrstellen in Betrieben! Für mehr Lehrstellen
mit Facharbeiter_Innenabschluss!
Umwandlung  von  Berufsvorbere i tungsmaßnahmen,
Berufsgrundschuljahren und allen Sondermaßnahmen in Lehrstellen!
Keine Arbeit unter Tarif! Für die gewerkschaftliche Organisierung
aller Jugendlichen!
Gegen Jugendarbeitslosigkeit! Für Ausbildungen für alle Jugendliche!
Für  die  Aufnahme  in  die  Gewerkschaften  von  arbeitslosen
Jugendlichen!
Für die  Anpassung der  Löhne an die  Inflation,  kontrolliert  durch
Ausschüsse der Arbeiter_Innen und Auszubildenden!


